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für Jugend, Familie und Gesundheit 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Stand der Bekämpfung des Mißbrauchs von Rauschgiften und Drogen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Henze, Dr. Hammans, Dr. Götz, Burger, Frau 
Griesinger, Frau Schroeder (Detmold), Frau Stommel, Dr, Gölter, Köster, Wawrzik 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2201 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen 
mit dem Auswärtigen Amt, dem Bundesministerium 
des Innern, dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Finanzen und den übrigen in der Interministe- 
riellen Arbeitsgruppe zur Bekämpfung des Drogen- 
und Rauschmittelmißbrauchs vertretenen Bundes- 
ressorts wie folgt: 


1. Welche Ergebnisse hatten die Gespräche des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit mit den obersten Landesjugend- 
behörden, den kommunalen Spitzenverbänden, 
den Jugendverbänden und den Spitzenverbän- 
den der freien Wohlfahrtspflege über die Ver- 
wirklichung des Aktionsprogramms? 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit hat im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft der 
obersten Jugendbehörden der Länder am 15. April 
1971 in Saarbrücken seine Vorstellungen zu den 
Fragen des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs 
dargelegt. Die Behörde für Schule, Jugend und Be- 
rufsausbildung der Freien und Hansestadt Hamburg 
hat die Federführung für ein Ländergremium von j 
Kontaktmännern für das Drogenproblem übernom- j 
men, die nicht notwendig Bedienstete der jeweiligen 
obersten Landesbehörde sein müssen. Im Herbst 
1971 will sich die Konferenz der Jugendminister mit 
den Problemen des Drogen- und Rauschmittelmiß- 
brauchs befassen. 

Am 24. April 1971 nahm das Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit an der Sitzung 


der Ständigen Konferenz der Innenminister der 
Länder und am 13. Mai 1971 an der Konferenz der 
für das Gesundheitswesen zuständigen Minister der 
Länder teil. Beide Konferenzen behandelten Themen 
der Koordinierung der Maßnahmen gegen den 
Drogen- und Rauschmittelmißbrauch. 

Die für das Gesundheitswesen zuständigen Minister 
der Länder haben dabei in einem Beschluß zum 
Ausdruck gebracht, daß es zweckmäßig ist, „eine 
zentrale Informations- und Dokumentationsstelle zu 
schaffen, die die in allen Ländern gewonnenen Er- 
fahrungen und Erkenntnisse sammelt, auswertet 
und für die praktische Arbeit nutzbar macht“. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Leitenden Medizinal- 
beamten wurde beauftragt, „einen Katalog von 
Maßnahmen auf dem Gesundheitssektor zur Be- 
kämpfung des Drogenmißbrauchs zu erarbeiten und 
auf einer der nächsten Sitzungen" - der Konferenz 
der für das Gesundheitswesen zuständigen Minister 
der Länder - „hierüber zu berichten“. 

Die Ständige Konferenz der Innenminister der Län- 
der hat während ihrer Sitzung am 17. und 18. Juni 
1971 in Hamburg als Ergebnis der Beratungen von 
April bis Juni ein Arbeitsprogramm für die weitere 
Intensivierung der Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs beschlossen (vgl. auch Ant- 
wort zu Frage 3). 

Die vorgesehenen Gespräche zwischen den kommu- 
nalen Spitzenverbänden und den Spitzenverbänden 
der freien Wohlfahrtspflege wurden zunächst zu- 
rückgestellt. Nach Abschluß eines gewissen Konso- 
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lidierungsprozesses in der Meinungsbildung über 
die zur Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittel- 
mißbrauchs auf örtlicher Ebene erforderlichen Maß- 
nahmen sollen diese Gespräche aufgenommen 
werden. 

Gespräche mit den im Deutschen Bundesjugendring 
zusammengeschlossenen Verbänden wurden vor und 
während der 39. Vollversammlung des Deutschen 
Bundesjugendringes aufgenommen. Diese Tagung 
befaßte sich in ihrem Hauptthema mit den Pro- 
blemen des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs. 

In den Gesprächen mit den Vertretern der Jugend- 
verbände wurde deutlich, daß sich zur Zeit die Be- 
mühungen der Verbände auf vorbeugende Maßnah- 
men gegen Drogenmißbrauch beschränken. Eine Mit- 
wirkung ist vornehmlich bei den Aufklärungs- 
aktionen möglich. Eine Ausnahme bilden diejenigen 
Jugendverbände, die traditionelle Bindungen zur 
Jugendsozialarbeit haben. Sie wenden sich auch der 
Beratung und ambulanten Behandlung Drogen- 
abhängiger und -gefährdeter zu, wie sie von 
Release-Einrichtungen (Entwöhnungs-Einrichtungen) 
bereits praktiziert werden. 

Es hat sich gezeigt, daß ein Jugendlicher, sobald er 
nachhaltige Drogenbekanntschaft macht, den Kon- 
takt zu seiner alten Bezugsgruppe und seinem Ju- 
gendverband abbricht, sich der neuen drogenkonsu- 
mierenden Gruppe zuwendet und damit für die ver- 
bandsgeprägte Jugendarbeit nicht mehr erreichbar 
ist. 


2. Was haben die Prüfungen ergeben, die die 
Bundesregierung gemeinsam mit den Ländern 
vornehmen wollte, um festzustellen, ob außer- 
halb des Betäubungsmittelrechts weitere ge- 
setzliche Maßnahmen angebracht und möglich 
sind, um vorbeugende und therapeutische 
Hilfen durchführen zu können? 

Die Bundesregierung hat in Abschnitt II Ziffer 5 
ihres Aktionsprogramms zur Bekämpfung des 
Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs angekündigt, 
auch Rechtsgebiete außerhalb des Betäubungsmittel- 
gesetzes zu überprüfen und erforderlich erscheinen- 
de Änderungen einzuleiten, wenn dadurch in der 
Praxis der Bekämpfung des Drogen- und Rausch- 
mittelmißbrauchs vorbeugende und therapeutische 
Hilfen effektiver oder durchgeführt werden können. 

Dementsprechend hat der Bundesminister für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit eine Novelle zum 
Arzneimittelgesetz vorbereitet, in der vorgesehen 
ist, künftig auch solche Arzneimittel unter Rezept- 
pflicht stellen zu können, die nachweisbar häufig 
mißbräuchlich verwendet werden und dadurch zu 
Gesundheitsschädigungen führen können. Damit 
wird einer Forderung aus der praktischen Sucht- 
bekämpfung entsprochen, nicht rezeptpflichtige Arz- 
neimittel, die in Uberdosierungen zu rauschartigen 
und gesundheitlichen Schäden führen können, dem 
allgemein unkontrollierten Zugriff zu entziehen. 

Im Zusammenhang mit den Beratungen zur Novel- 
lierung des Opiumgesetzes wird eine Änderung des 
Jugendgerichtsgesetzes erwogen. Es wird ange- 


strebt, die Maßnahmen der Sicherung und Besserung 
im Sinne des allgemeinen Strafrechts auf die Unter- 
bringung in einer Trinkerheilanstalt oder einer Ent- 
ziehungsanstalt zu erweitern (§ 7 des Jugend- 
gerichtsgesetzes). Durch Einfügung eines § 93 a in 
das Jugendgerichtsgesetz soll sichergestellt werden, 
daß die Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt 
oder einer Entziehungsanstalt nur in Einrichtungen 
vollzogen wird, in denen die für die Behandlung 
suchtkranker Jugendlicher erforderlichen besonde- 
ren therapeutischen Mittel und sozialen Hilfen zur 
Verfügung stehen. 

Die Bundesregierung wird darüber hinaus prüfen, 
welche weitere gesetzliche Regelungen für die 
Durchführung vorbeugender und therapeutischer 
Hilfen angezeigt, möglich und erforderlich sind. 


3. Durch welche Maßnahmen hat die Bundes- 
regierung die Länder bei der Bekämpfung der 
Rauschmittelhändler unterstützt? 

Der Bundesminister des Innern hat am 6. April 1971 
entsprechend dem Aktionsprogramm der Bundes- 
regierung den Innenministern der Länder vorge- 
schlagen, weitere Möglichkeiten zur Intensivierung 
der Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels zu 
prüfen. Die Ständige Konferenz der Innenminister 
der Länder hat diese Frage auf ihren Sitzungen am 
22. April und 18. Juni 1971 eingehend behandelt. 
Die Innenminister haben beschlossen, die Zusam- 
menarbeit der Länder untereinander und mit den 
Einrichtungen des Bundes zu verstärken. Zu diesem 
Zweck soll ein Ständiger Arbeitskreis der Rausch- 
mittelreferenten des Bundes und der Länder gebildet 
werden. Dieser Arbeitskreis soll dem Erfahrungs- 
austausch in allen mit dem Rauschmittelproblem zu- 
sammenhängenden Fragen, insbesondere auch unter 
gesundheitspolitischen, jugendpsychologischen, -päd- 
agogischen und polizeilichen Gesichtspunkten 
dienen. 

Im kriminalpolizeilichen Bereich hat der Bundes- 
minister des Innern auf der Sitzung der Ständigen 
Konferenz der Innenminister der Länder am 18. Juni 
1971 Verbesserungsvorschläge für die kriminalpoli- 
zeiliche Ermittlungstätigkeit vorgelegt, die anhand 
der Erfahrungen des Bundeskriminalamtes und der 
Landeskriminalämter gewonnen wurden. Die Stän- 
dige Konferenz der Innenminister hat beschlossen, 
diese Vorschläge von einer Kommission prüfen zu 
lassen. Die Kommission steht unter dem Vorsitz des 
Bundesministers des Innern. Ihr gehören Vertreter 
der Länder, des Bundesministers der Justiz und des 
Bundeskriminalamtes an. 


4. Was ist konkret geschehen, um die Zollbeam- 
ten besser für die Bekämpfung der illegalen 
Rauschmitteleinfuhr in personeller und sach- 
licher Hinsicht auszustatten? 

Die Beamten der Grenzzollstellen und des Zollfahn- 
dungsdienstes werden seit Ende 1969 in der Be- 
kämpfung des Rauschgiftschmuggels verstärkt unter- 
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wiesen. Die Anzahl der Aufgriffe und der beschlag- 
nahmten Mengen an Rauschmitteln und Drogen sind 
seitdem ständig gestiegen. 

Die Beamten der Grenzzollstellen sind mit einem 
einfachen Verfahren zum sofortigen Erkennen von 
Haschisch vertraut gemacht worden. Dieses Ver- 
fahren wird seit Anfang 1971 in Verdachtsfällen 
angewendet. 

Die Zollverwaltung hat Rauschgiftsuchhunde ausge- 
bildet, die den Zollbeamten beim Auffinden von 
verstecktem Rauschgift helfen und bereits zur er- 
folgreichen Aufdeckung von Rauschgift beigetragen 
haben. Weitere Rauschgiftsuchhunde befinden sich 
in der Ausbildung. 


5. Ist das koordinierte überwachungs- und Melde- 
system zwischen Bundeskriminalamt, Kriminal- 
polizei in den Ländern, Bundesgrenzschutz und 
Zoll eingerichtet? 

Entsprechend seinem gesetzlichen Auftrag nach § 2 
des BKA-Gesetzes hat das Bundeskriminalamt seine 
Auswertungstätigkeit auf dem Gebiete der Rausch- 
giftkriminalität intensiviert. Grundlage hierfür ist 
ein verbesserter kriminalpolizeilicher Meldedienst 
in Rauschgiftsachen, durch den ein aktueller Über- 
blick über den Stand und die Entwicklung der 
Rauschgiftkriminalität gewonnen werden kann. In 
diesen kriminalpolizeilichen Meldedienst über die 
Rauschgiftkriminalität sind auch Straftaten im Zu- 
sammenhang mit Apothekeneinbrüchen einbezogen 
worden. Unabhängig davon hat das Bundeskriminal- 
amt inzwischen im Bundeskriminalblatt kriminal- 
taktische Hinweise auf erkannte Arbeitsweisen, 
Verbringungsmittel und Verbringungswege von 
Rauschgiften gegeben. 

Darüber hinaus erstellt das Bundeskriminalamt an- 
hand von zur Zeit eingehenden Unterlagen aus den 
Ländern und aus dem Bereich des Zolls eine Liste in 
Form eines Ringbuches, die Informationen über be- 
kannte Rauschgifthändler enthalten soll. Die Liste 
wird neben den Polizeidienststellen auch dem Zoll 
und dem Grenzschutzeinzeldienst zugeleitet, sobald 
die Unterlagen aus den Ländern vollständig sind. 


6. Zu welchem Ergebnis hat die Prüfung einer 
zentralen Registrierung und Datenerfassung 
im nationalen und internationalen Bereich ge- 
führt, und welche konkreten Maßnahmen sind 
ggf. auf Grund dieser Prüfung zwischenzeitlich 
eingeleitet worden? 

Im Zusammenhang mit den Vorarbeiten zu der Ein- 
führung der elektronischen Datenverarbeitung beim 
Bundeskriminalamt wird zur Zeit geprüft, in wel- 
chem Umfang das bestehende Erfassungs- und Aus- 
wertungssystem automatisiert werden kann. Ent- 
sprechend dem Sofortprogramm der Bundesregie- 
rung zur Modernisierung und Intensivierung der 
Verbrechensbekämpfung am 29. Oktober 1970 
(Drucksache VI/1334) wird bis zum Jahresende 1972 
das Bundeskriminalamt über eine eigene Datenver- 


arbeitungsanlage verfügen, mit deren Hilfe das 
„Allgemeine kriminalpolizeiliche Informations- und 
Auskunftssystem" errichtet wird. Der Bereich der 
Rauschgiftkriminalität wird in dieses System einge- 
fügt werden. 


7. Aus welchen Staaten wurden bislang Erfahrun- 
gen auf dem Gebiet der Rauschgiftbekämp- 
fung verwertet? 

Der Bundesminister des Innern hat entsprechend 
einer Vereinbarung mit dem Leiter des Bureau of 
Narcolics and Dangerous Drugs (BNDD) der Ver- 
einigten Staaten von Amerika einen leitenden Be- 
amten des Bundeskriminalamtes für mehrere Mo- 
nate nach Amerika entsandt, um dort die Methoden 
der Rauschgiftbskämpfung in den Vereinigten Staa- 
ten kennenzulernen und für die Bundesrepublik 
nutzbar zu machen. 

Im Interpol-Bereich ist der Erfahrungsaustausch, 
an dem sich das Bundeskriminalamt als Nationales 
Zentralbüro der Interpol für die Bundesrepublik 
Deutschland beteiligt hat, weitergeführt worden. Da- 
mit ist sichergestellt, daß das Bundeskriminalamt 
von allen neuen Maßnahmen in anderen Ländern 
auf dem Gebiete der Rauschgiftbekämpfung Kennt- 
nis erhält und sie im nationalen Bereich verwerten 
kann. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat von 1954 bis 
1965 als Beobachter an den Sitzungen und dem 
damit verbundenen internationalen Erfahrungsaus- 
tausch der Suchtstoffkommission der Vereinten Na- 
tionen teilgenommen. Seit 1965 ist sie Mitglied 
dieser Kommission. In den jährlichen Sitzungen 
werden die Situationsberichte der Mitgliedstaaten 
der internationalen Suchtstoffabkommen erörtert 
und Maßnahmen zur Verbesserung des Systems zur 
Bekämpfung des Suchtstoffmißbrauchs erwogen und 
in Form von Empfehlungen den Staaten vorgeschla- 
gen. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist in 
diese Arbeit insofern einbezogen, als sie darüber zu 
befinden hat, ob ein neuer synthetischer Arzneistoff 
suchterzeugend ist und deshalb der internationalen 
Suchtstoffkontrolle unterworfen werden muß. 

Das letzte Ergebnis der Kommissionsarbeit ist das 
im Februar 1971 beschlossene Übereinkommen über 
psychotrope Stoffe, in dem solche Stoffe einer inter- 
nationalen Kontrolle und Regelung unterworfen 
werden, die ähnlich wie die bisher erfaßten Sucht- 
stoffe zu einer mißbräuchlichen Verwendung ver- 
leiten. Es handelt sich dabei insbesondere um Hallu- 
zinogene (z. B. LSD) und beruhigende (sedierende) 
oder anregende (stimulierende) Arzneimittel. 


8. Auf welche Weise will die Bundesregierung 
sicherstellen, daß Ausländer, die als Rausch- 
gifthändler in Erscheinung treten, aus der 
Bundesrepublik Deutschland nach Verbüßung 
der Strafe abgeschoben werden? 

Die Innenminister/Senatoren für Inneres der Län- 
der, denen der Vollzug des Ausländergesetzes ob- 
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liegt, sind gebeten worden sicherzustellen, daß 
Ausländer, die als Rauschgifthändler in Erscheinung 
treten, aus der Bundesrepublik Deutschland nach 
Verbüßung der Strafe abgeschoben werden. 


9. Welche der angekündigten Aufklärungs- 
aktionen sind erfolgt; welche sind vorbereitet, 
und wann ist mit deren Durchführung zu rech- 
nen? 

1. Eine von der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung erarbeitete Broschüre, die über das 
Drogenproblem informiert, wurde in 2,5 Mil- 
lionen Exemplaren über die zentralen Stellen des 
behördlichen und freien Bereichs verteilt. Da die 
erste Auflage der Aufklärungsschrift vergriffen 
ist, werden in der 2. Auflage 1 Million Exem- 
plare nachgedruckt. 

2. Im Rahmen einer Plakataktion wird in Kürze ein 
„Appell-Plakat" erscheinen, das die Allgemein- 
heit auffordert, sich über das Drogenproblem zu 
informieren. Das Plakat ist für den Aushang in 
den verschiedensten Verwaltungsstellen, insbe- 
sondere in den Jugend-, Gesundheits- und Schul- 
ämtern sowie in Erziehungsberatungsstellen und 
sonstigen Beratungsstellen gedacht. 

3. Ein Informationsblatt mit dem Titel „Perspek- 
tiven - Aussagen zum Drogen-Problem", das be- 
stimmte Personengruppen ansprechen soll, ist 
fertiggestellt. Die Schrift will Grundwissen an- 
hand von Einzelaussagen vermitteln. Ein Kurz- 
merkblatt als Argumentationshilfe für Eltern und 
Erzieher wird vorbereitet. Das Merkblatt faßt 
die häufigsten Argumente zusammen, mit denen 
Jugendliche ihren Drogenverbrauch oder ihr 
Drogeninteresse zu rechtfertigen versuchen, und 
setzt sich mit diesen kritisch auseinander. 

4. Von der Bundeszentrale für gesundheitliche Auf- 
klärung wurden darüber hinaus folgende Auf- 
klärungsaktionen durchgeführt bzw. vorbereitet: 

a) Ein Aufklärungstext für einen einheitlichen 
Telefonansagedienst in Ländern, Gemeinden 
und Gemeindeverbänden wird vorbereitet. 

b) Zwei Maternseiten zur Drogen-Thematik wur- 
den hergestellt und verbreitet. Die erste Ma- 
ternseite „Haschisch ist doch gefährlich" ist 
von 153 regionalen Heimatzeitungen mit einer 
Gesamtauflage von 905 900 Exemplaren nach- 
gedruckt worden. Die zweite Seite „Sehnsucht 
nach dem Gift — Flucht aus der Wirklichkeit" 
wurde von 119 Zeitungen mit einer Gesamt- 
auflage von 716 800 Exemplaren abgedruckt. 

c) Schülerzeitungen wurden Aufsätze zur 
Drogen-Problematik zur Verfügung gestellt. 

d) Für eine gezielte Aufklärungskampagne 
unter Verwendung mehrerer Informations- 
medien wurde ein Ideenwettbewerb durch- 
geführt. 43 Agenturen haben sich daran be- 
teiligt. Unter den drei eingereichten Vor- 
schlägen, die am geeignetsten erschienen, 


wurde ein Gestaitungswettbewerb ausge- 
schrieben, dessen Ergebnisse im August 1971 
vorliegen sollen. Die Aufklärungskampagne 
wird 1972 beginnen und bis 1974 fortgeführt. 
Sie schließt an die bisherigen Einzelaktionen 
zur Aufklärung über die Gefahren des 
Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs an. 

5. Ein Aufklärungsfilm ist im Rohschnitt fertig. Es 
ist beabsichtigt, aus diesem Film unterrichts- 
geeignete Filme herzustellen. Filmkopien wer- 
den den Landesfilmdiensten übergeben. 

6. Besonders wichtige wissenschaftliche Arbeiten 
zum Drogen- und Rauschmittelproblem in einem 
Gesamtvolumen von bislang rund 150 Seiten 
wurden übersetzt und interessierten Fachleuten 
zur Verfügung gestellt. Es ist vorgesehen, solche 
Übersetzungen auch als Verlagsobjekte in Buch- 
form zu publizieren. 

7. Die Deutsche Hauptstelle gegen die Suchtgefah- 
ren erhält als Dachorganisation einer Vielzahl 
von Verbänden und Organisationen, die auf dem 
Gebiet der Suchtbekämpfung tätig sind, neben 
institutionellen Zuschüssen auch Zuwendungen 
für Einzelmaßnahmen aus dem Haushalt des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit. Mit ihrer Unterstützung haben ihr 
angeschlossene Landesverbände Referentenlisten 
für den Einsatz von Rednern in örtlichen Ver- 
anstaltungen zum Thema des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs herausgegeben. Sie 
organisiert ferner eine wissenschaftliche Fach- 
konferenz 1971 zum Thema „Drogen- und Rausch- 
mittelgefährdung - Bedingungen, Vorbeugung 
und Behandlung". 

8. Die Bundesregierung hat bereits 1970 ein Modell- 
seminar für Pädagogen aller Schulgattungen, 
Sozialarbeiter, Seelsorger, Ärzte, Mitarbeiter in 
der Jugend- und Erwachsenenbildung durch- 
führen lassen. Diese Aus- und Fortbildung von 
Schlüsselpersonen im Bildungs- und Erziehungs- 
prozeß wird fortgesetzt und intensiviert. Neben 
der Bundesarbeitsstelle Aktion Jugendschutz, 
die 1971 acht Seminare für den genannten Per- 
sonenkreis und vier Seminare für Mitglieder der 
Schülermitverwaltung durchführt, führt auch die 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
im Rahmen ihrer Lehrgangsarbeit Informations- 
und Fortbildungsveranstaltungen zum Thema 
Drogen- und Rauschmittelmißbrauch durch. 

Die Bundesregierung hat allerdings nicht die 
Möglichkeit, den gesamten Aus- und Fortbil- 
dungsbedarf zum Themenkomplex Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauch zu fördern. Sie kann nur 
Modelle und überregionale Veranstaltungen 
fördern, um damit zur schnelleren Bereitstellung 
der Kräfte beizutragen, die die Breitenarbeit auf 
Landes- und Kommunalebene leisten sollen. 

Das Bundeskriminalamt führt im Rahmen der vor- 
beugenden Verbrechensbekämpfung mit den Lan- 
deskriminalämtern in der Zeit vom 3. bis 10. Ok- 
tober 1971 eine Schwerpunktaktion des kriminal- 
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polizeilichen Vorbeugungsprogramms gegen den 
Drogenmißbrauch und zur Bekämpfung der Rausch- 
giftkriminalität durch. Das Programm soll insbeson- 
dere auf die Skrupellosigkeit der Rauschgift- 
schmuggler und -händler hinweisen. 


10. Welches Ergebnis hatten die Bemühungen um 
die Ausbildung von „Schlüsselpersonen"? Sind 
Gespräche mit der Kultusminister-Konferenz 
geführt mit dem Ziel, für Vertrauenslehrer in 
Drogenfragen die Stundenzahl für den allge- 
meinen Unterricht herabzusetzen? 

Die in der Antwort auf Frage 9 der Kleinen Anfrage 
genannten Modellseminare haben nach Berichten der 
Bundesarbeitsstelle Aktion Jugendschutz in vielen 
Teilen der Bundesrepublik Deutschland Nachahmung 
gefunden. Die Schulverwaltungen haben inzwischen 
in eigener Verantwortung im Rahmen der Lehrer- 
fortbildung verstärkt das Thema Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauch aufgegriffen. 

Von einer unmittelbaren Einflußnahme auf den Ein- 
satz und die stundenplanmäßige Belastung der 
Lehrer, die mit dem Drogen- und Rauschgiftproblem 
besonders vertraut sind, hat die Bundesregierung 
Abstand genommen. Sie ist der Auffassung, daß 
derartige organisatorische Empfehlungen oder An- 
regungen nur von den Schulverwaltungen selbst 
mit der Aussicht auf Praktikabilität aufgrund der 
besonderen Einsicht in die personelle Situation bei 
den örtlichen Lehrkörpern gegeben werden sollten. 
Die Bundesregierung wird jedoch Gelegenheit neh- 
men, dem Sekretariat der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister diese Kleine Anfrage und die Ant- 
wort darauf mit der Bitte um Prüfung zur Kenntnis 
zu geben, ob den auch von der Bundesregierung zu 
begrüßenden Intentionen der Fragesteller entspro- 
chen werden kann. 


11. Sind die für die Beratungs- und Betreuungs- 
und ambulanten Behandlungsstellen wichtigen 
Empfehlungen von Modellvorschlägen der Ex- 
pertenkommission fertiggestellt und den kom- 
munalen Spitzenverbänden und sonstigen in- 
teressierten Stellen zugeleitet? 

Auf der Basis der Vorarbeiten, Anregungen und 
Empfehlungen der Expertenkommission zur Drogen- 
gefährdung und Drogenabhängigkeit Jugendlicher 
beim Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit wird zur Zeit geprüft, welche organisa- 
torischen, personellen und methodischen Voraus- 
setzungen erfüllt sein müssen, um Modelle für 
stationäre, geschlossene, halboffene und offene Ein- 
richtungen zu fördern. Ziele der Förderungsmaßnah- 
men auf dem Gebiet sind die Erarbeitung von Emp- 
fehlungen für die Gründung, Gestaltung und Ar- 
beitsweise solcher Einrichtungen und die Entwick- 
lung neuer besserer bzw. die Effektivitätssteigerung 
bekannter Behandlungsmethoden für Drogensüch- 
tige und -gefährdete. 


12. Wo sind inzwischen Sonderabteilungen in 
Kliniken zur Behandlung von rauschgiftsüch- 
tigen Jugendlichen eingerichtet, und liegen ins- 
besondere Erfahrungsergebnisse von therapeu- 
tischen Behandlungszentren vor? 

Die Einrichtung von Sonderabteilungen in Kliniken 
zur Behandlung von „rauschgiftsüchtigen Jugend- 
lichen" sowie die Schaffung und Unterhaltung von 
Beratungs-, Betreuungs- und ambulanten Behand- 
lungsstätten fällt in die Zuständigkeit der Länder. 
Eine Umfrage bei diesen hat ergeben, daß man be- 
müht ist, in den psychiatrischen Kliniken die Be- 
handlung drogenabhängiger Jugendlicher soweit 
wie möglich organisatorisch und räumlich von den 
übrigen Behandlungsbereichen zu trennen. 

Tn Schleswig-Holstein entwickeln sich in den Landes- 
krankenhäusern Heiligenhafen und Schleswig die 
Abteilungen für die Behandlung Alkoholsüchtiger 
in jüngster Zeit zu Spezialabteilungen für die Be- 
handlung „rauschgiftsüchtiger Jugendlicher". Eine 
Suchtklinik mit 50 Betten soll Anfang nächsten 
Jahres in Kiel eingerichtet und funktionsfähig 
werden. 

Von Nordrhein-Westfalen wurde mitgeteilt, daß 
spezielle Klinikabteilungen im Westfälischen Insti- 
tut für Jugendpsychiatrie, Hamm, in der Landes- 
heilstätte Gütersloh und den Landeskrankenhäusern 
Düren und Brauweiler bestehen. 

Uber Erfahrungen kann zur Zeit noch nicht zusam- 
menfassend berichtet werden. Gelegentlich publi- 
zierte Ergebnisse von außerklinischen Behandlungs- 
zentren sind nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht geeignet, über die Effektivität dieser Einrich- 
tungen nachprüfbare und allgemeingültige Aus- 
sagen zu machen und sie insbesondere für einen 
Vergleich zu den leider geringen Erfolgen der tra- 
ditionellen Suchtbehandlung und -methoden heran- 
zuziehen. 


13. Welche Forschritte sind auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen Dokumentation zum Drogen- 
problem erzielt worden? 

Das Deutsche Institut für medizinische Dokumenta- 
tion und Information (DIMDI) bereitet methodisch 
und organisatorisch die Dokumentation der vorhan- 
denen Literatur zum Drogenproblem in den ver- 
schiedenen Wissenschaftsbereichen vor. Es arbeitet 
dabei mit dem Institut für Dokumentation und In- 
formation über Sozialmedizin und öffentliches Ge- 
sundheitswesen, dem Deutschen Jugendinstitut und 
der National Library of Medicine in Washington, 
USA, sowie mit der Alcoholism and Drug Addiction 
Research Foundation in Toronto, Kanada, zusammen. 
Ziel ist die Einrichtung eines „Informationsdienst 
Sucht" (Untertitel: Arzneimittelmißbrauch und 
Rauschmittel, Alkoholismus) für Behörden, Einrich- 
tungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes, Be- 
ratungsstellen auf dem Gebiet der Sucht und ähn- 
liche Institutionen. 
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14. Welche Forschungsaufträge wurden im einzel- 
nen zum Drogenproblem erteilt, und welche 
Ergebnisse der Motivationsforschung liegen 
schon vor? 

Der Leiter der Psychiatrischen Universitätsklinik in 
Frankfurt am Main wurde mit seinem Forscherteam 
mit Untersuchungen auf dem Gebiet des Rausch- 
mittelkonsums beauftragt. 

Für die Untersuchungen wurden Klinikpatienten, 
die stationär behandelt werden, und Besucher einer 
unabhängigen Drogen- und Rauschmittelberatungs- 
stelle herangezogen. 

Die Ergebnisse gingen in die Habilitationsschrift 
von Privatdozent Dr. Wanke ein. Sie wird vom 
Autor für die Veröffentlichung unter dem Titel 
„Neue Aspekte zum Drogenproblem - Multifakto- 
rielle Analysen klinischer Erfahrungen mit jungen 
Drogenkonsumenten" vorbereitet. 

Von der Bundeszentrale für gesundheitliche Auf- 
klärung wurde eine Vorstudie für eine umfassende 
Motivanalyse vergeben. Diese Studie ist bereits ab- 
geschlossen. Die Untersuchungen werden nunmehr 
bis zur regionalen Repräsentativität weitergeführt. 
Noch nicht abgeschlossen ist eine explorative Studie, 
die anhand von Selbstbiographien drogenkonsumie- 
render und -ablehnender Jugendlicher die Beweg- 
gründe für ihre Einstellung offenlegen soll. 

Eine frühere Untersuchung, bei der unter Einbe- 
ziehung von Schülerzeitungen Jugendliche befragt 
wurden, ist durch die Untersuchung einer aus ge- 
schlossenen Schulklassen bestehenden Kontroll- 
gruppe erweitert worden. Dabei werden die Schüler 
durch Vertreter der Schülermitverwaltung befragt. 
Die Ergebnisse werden in Kürze vorliegen. 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregie- 
rung hat im Januar 1971 eine repräsentative Unter- 
suchung im Bundesgebiet mit Westberlin durch- 
führen lassen, um ein Bild der Einstellung der Be- 
völkerung zu Haschisch und LSD zu erhalten. Be- 
fragt wurden Personen im Alter ab 16 Jahren. 

Nach dem Befragungsergebnis lehnen es 82 % der 
Bevölkerung ab, Haschisch einmal auszuprobieren. 
5% haben Haschisch schon ausprobiert. 10% hätten 
Neigung, einmal Haschisch zu probieren und 3 % 
sind unentschieden. Die Befragungsergebnisse im 
Bereich der Altersgruppe von 16 bis 29 Jahren 
weichen wesentlich von den Durchschnittsergeb- 
nissen ab. Nur 14% der Angehörigen dieser Alters- 
gruppe lehnen es ab, Haschisch auszuprobieren. 
19% geben zu, Haschisch bereits probiert zu haben. 
Mehr als die Hälfte der Befragten (63%)) erklärten 
sich zum probeweisen Haschischgenuß geneigt. Die 
Zahl der Unentschiedenen weicht mit 4 % nicht we- 
sentlich von den Durchschnittsergebnissen ab. 

Unabhängig von den genannten Forschungen wird 
zur Zeit im Auftrag des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit eine Bestandsauf- 
nahme der Forschungsergebnisse und -Vorhaben 
zum Drogen- und Rauschmittelproblem im In- und 
Ausland erstellt, um gesicherte Grundlagen für die 


künftige Schwerpunktbildung in der Forschung zu 
erhalten und Doppelforschung zu vermeiden. 


15. Welche Maßnahmen zur internationalen Zu- 
sammenarbeit hat die Bundesregierung einge- 
leitet oder verwirklicht? 

Die Bevollmächtigtenkonferenz der Vereinten Na- 
tionen hat in der Zeit vom 11. Januar bis 21. Februar 
1971 in Wien das „Übereinkommen über psycho- 
trope Substanzen" mit Mehrheit angenommen. Die 
Unterzeichnung dieses Übereinkommens durch die 
Bundesrepublik wird vorbereitet. Zu den Sitzungen 
dieser Konferenz waren sowohl in den Ausschüssen 
als auch in den Plenarberatungen Vertreter der 
Weltgesundheitsorganisation anwesend und haben 
an den Beschlüssen mitgewirkt (vgl. auch Antwort 
zur Frage 7). 

Der Bundesminister des Innern hat mit den zustän- 
digen Ministern in Großbritannien, den Vereinigten 
Staaten, Frankreich und Rumänien Fragen der inter- 
nationalen Rauschgiftbekämpfung erörtert und die 
Intensivierung des Nachrichtenaustausches sowie 
der sonstigen gegenseitigen Unterstützung verein- 
bart. Die gleiche Vereinbarung ist auch anläßlich 
eines Besuchs des Vizeinnenministers Bulgariens in 
der Bundesrepublik Deutschland getroffen worden. 
Das Generalsekretariat der IKPO - Interpol - beab- 
sichtigt, für eine weitere verstärkte multilaterale 
Zusammenarbeit der europäischen Polizei zur Be- 
kämpfung des illegalen Rauschgifthandels einen 
Aktionsplan aufzustellen. Die Bundesregierung 
unterstützt diese Arbeiten; sie hat entsprechende 
Geldmittel zur Verfügung gestellt. 


16. Mit welchen Ländern hat die Bundesregierung 
bilaterale Verhandlungen aufgenommen, um zu 
Regelungen zu gelangen, die auf eine Kon- 
trolle des Anbaus und der Ausfuhr von Sucht- 
stoffen gerichtet sind? 

Nach vorliegenden Schätzungen werden rund 80 % 
des in Westeuropa und den USA illegal vertriebe- 
nen Heroins aus türkischem Schlafmohn gewonnen. 
Daher kommt der Türkei bei der Bekämpfung des 
Suchtstoffmißbrauchs und der Anbaukontrolle des 
Schlafmohns eine besondere Bedeutung zu. 

Die türkische Regierung ist während der letzten 
Jahre zielstrebig bemüht gewesen, die Anbaufläche 
des Schlafmohns einzuschränken. Bereits unter der 
Regierung des Ministerpräsidenten Demirel war die 
Zahl der Provinzen, in denen Schlafmohn angebaut 
werden durfte, von ursprünglich 21 auf zunächst 
sieben und dann vier verringert worden. 

Am 29. Juni 1971 hat die Regierung des Minister- 
präsidenten Erim eine Verordnung erlassen, nach 
der jeder Schlafmohnanbau ab Herbst 1972 voll- 
ständig untersagt wird. Ausgenommen wird nur die 
Produktion, die zur Gewinnung des einheimischen 
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Bedarfs an Opium für medizinische Zwecke be- 
nötigt wird. Die Verordnung ist am 30. Juni 1971 in 
Kraft getreten. 

Die Bundesregierung hat diese Entwicklung mit 
großem Interesse verfolgt und dieses Interesse auch 
der türkischen Regierung gegenüber ausdrücklich 
bekundet. Das Aktionsprogramm der Bundesregie- 
rung zur Bekämpfung des Mißbrauchs von Drogen- 
und Rauschmitteln vom 12. November 1970 ist dem 
türkischen Außenministerium auf dessen Wunsch 
hin durch die Deutsche Botschaft in Ankara über- 
mittelt worden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß mit 
dem Erlaß der türkischen Verordnung ein wesent- 
licher Beitrag zu den internationalen Bemühungen 
um die Bekämpfung des Suchtstoffmißbrauchs ge- 
leistet worden ist. 


17. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die sich aus dem Rauschgiftmißbrauch ergeben- 
de zunehmende Gefährdung der Öffentlichkeit 
(z. B. Verkehrsgefährdung) zu mindern, insbe- 
sondere durch Entwicklung leicht anwendbarer 
Prüfungsmöglichkeiten? 

Die mögliche Gefährdung des Straßenverkehrs 
durch Einnahme von Arzneimitteln, Drogen und 
Rauschgiften ist der Bundesregierung bekannt. Sie 
hat daher den Gemeinsamen Beirat für Verkehrs- 
medizin bei den Bundesministern für Verkehr und 
für Jugend, Familie und Gesundheit veranlaßt, auf 
seiner 6. Sitzung im März dieses Jahres dieses Pro- 
blem zu behandeln. 

Zum Thema „Arzneimittel, Drogen und Rauschgifte 
bei Verkehrsunfällen" gab der Beirat daraufhin 
folgendes Votum ab: 


I. 

1. Eine routinemäßige quantitative Erfassung von 
Arzneimitteln und psychotropen Stoffen in 
Körperflüssigkeiten ist - mit Ausnahme von 
Äthanol (Alkohol) - bisher unmöglich. 

2. Psychologische Methoden sind zwar für die For- 
schung brauchbar, für die Routine aber zu auf- 
wendig. Ihre Vereinfachung sollte gefördert 
werden. 

Der Beirat empfiehlt deshalb: 

II. 

1. Förderung der Grundlagenforschung auf dem Ge- 
biete des Nachweises der unter I., 1. genannten 
Stoffe. 

2. Aufklärung der Bevölkerung über die Gefähr- 
dung des Straßenverkehrs durch den Gebrauch 
der unter I., 1. genannten Stoffe mit allen wirk- 
samen Medien. 

Die Bundesregierung wird bemüht sein, diese Emp- 
fehlungen entsprechend ihrer Bedeutung für die 
Lösung des Gesamtproblems zu beachten. 

Die Bundesregierung unterstreicht in diesem Zu- 
sammenhang erneut ihren Standpunkt, daß abge- 
sehen von relativ schnell realisierbaren Sofortmaß- 
nahmen, wie sie bereits durchgeführt oder einge- 
leitet wurden, die Intensivierung der Forschung, 
wie sie im Absatz VI ihres Aktionsprogramms zur 
Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittelmiß- 
brauchs skizziert wurde, unabdingbare Voraus- 
setzung für langfristig gesicherte Erfolge in der 
Überwindung des epidemienhaften Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs insbesondere bei Jugend- 
lichen ist. 


In Vertretung 

Heinz Westphal 
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